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für Psychotherapeutinnen und -therapeuten geschaf-
fen.  

(Rodion Bakum [SPD]: Nachdem wir das be-
antragt haben!) 

– Wir machen es und setzen es um. 

(Rodion Bakum [SPD]: Wir geben Ihnen auch 
weiter gute Ideen!) 

Die psychotherapeutische Versorgung wurde damit 
gezielt dort verbessert, wo der Bedarf besonders 
groß ist, und zwar in ländlichen und strukturschwa-
chen Regionen. Damit greifen wir einen zentralen 
Punkt Ihres Antrags auf. Es braucht einen strukturel-
len, verlässlichen und präventiven Ansatz in der psy-
chischen Versorgung. Genau daran arbeiten 
Schwarz und Grün.  

Auch die von Ihnen geforderte Modernisierung des 
PsychKG NRW ist bereits in Arbeit. Darüber haben 
Sie ja gerade ausführlich berichtet.  

(Thorsten Klute [SPD]: In die falsche Rich-
tung!)  

Das Landeskabinett hat den Entwurf der Neufassung 
dieses Gesetzes beschlossen, und Minister 
Laumann hat die Pläne erst kürzlich vorgestellt.  

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Mit den vorgesehenen Änderungen soll der Fokus 
stärker auf die Prävention gelegt werden, um den 
Schutz der Betroffenen weiter zu erhöhen.  

In diesem Sinne freue ich mich auf den weiteren kon-
struktiven Austausch und stimme der Überweisung 
zu. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht nun Abgeordne-
tenkollegin Frau Thoms. 

Meral Thoms (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich nehme unsere parla-
mentarischen Verfahren sehr ernst und werde in mei-
ner Rede auf den vorliegenden SPD-Antrag einge-
hen. Der Gesetzentwurf, über den Kollege Bakum so 
ausführlich gesprochen hat, befindet sich, wie wir 
schon gehört haben, gerade in der Verbändeanhö-
rung.  

(Rodion Bakum [SPD]: Dasselbe Thema!) 

In Ihrem Antrag, auf den ich jetzt gerne eingehe, geht 
es um Gewalt im Gesundheitswesen. Ich betone zum 
wiederholten Male – ich habe es schon oft gesagt –: 
Natürlich ist Gewalt im Gesundheitswesen nicht hin-
nehmbar. Ausnahmslos alle Beschäftigten haben 

das Recht auf ein angstfreies Arbeiten, auf körperli-
che und seelische Unversehrtheit. 

Gleichzeitig geht es in dem Antrag auch um seeli-
sche Gesundheit. Klar ist auch hier: Menschen in 
psychischen Krisen brauchen frühzeitig Hilfe und 
gute Unterstützungsangebote.  

Insofern – ja – sind das gute Ausgangspunkte des 
Antrags. Aber gerade, weil diese Themen so wichtig 
sind, kann man nicht alles in einen Topf schmeißen, 
sondern wir müssen genau hinschauen. Der vorlie-
gende Antrag ist ein Sammelsurium an Maßnahmen. 
Alles landet in einem Topf: kommunale Strukturen 
und Gewaltschutz in Gesundheitseinrichtungen. Das 
kann sich auf Praxen oder Krankenhäuser beziehen, 
vielleicht aber auch auf den öffentlichen Gesund-
heitsdienst. Das wird hier nicht spezifiziert. Dazu 
kommen noch ein bisschen Monitoring und For-
schung.  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Frau Kollegin, 
entschuldigen Sie, dass ich Sie an dieser Stelle un-
terbreche. Es besteht der Wunsch einer Zwischen-
frage bei dem Abgeordneten Bakum. Würden Sie die 
zulassen? 

Meral Thoms (GRÜNE): Sehr, sehr gerne am Ende 
der Rede, aber jetzt möchte ich fortfahren.  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Ich erinnere Sie.  

Meral Thoms (GRÜNE): Genau. – Ausgerechnet 
dort, wo wir die höchsten Raten an Gewalt im Ge-
sundheitswesen haben – in der Notaufnahme oder 
im Rettungsdienst –, bleibt dieser Antrag erstaunlich 
unkonkret, und es wird, wie schon die Kollegin Oel-
lers betont hat, ausgeblendet, was wir hier in Nord-
rhein-Westfalen diskutiert und schon längst auf den 
Weg gebracht haben.  

Gewaltschutz im Gesundheitswesen beschäftigt uns 
nicht erst seit heute. Es gibt einen gemeinsamen run-
den Tisch gegen Gewalt und Diskriminierung, Hand-
lungsempfehlungen, Fortbildungsangebote und Leit-
fäden, zum Beispiel eine Broschüre und Empfehlun-
gen für die Krankenhäuser in Nordrhein-Westfalen 
von der Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfa-
len. Auch unsere Anhörung zu diesem Thema war 
mehr als spannend und sehr erkenntnisreich.  

Auf kommunaler Ebene haben wir Strukturen. Sozi-
alpsychiatrische Dienste sind flächendeckend vor-
handen. Es wird an der Neufassung des PsychKG 
gearbeitet. Ein Fokus liegt darauf, dass Gemeinde-
psychiatrische Verbünde gestärkt werden sollen, 
bzw. auf der wichtigen Arbeit der Vernetzung. Der 
Landespsychiatrieplan wird fortgeschrieben. Wir 
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haben in der letzten Plenarwoche einen Antrag dazu 
eingebracht.  

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal betonen, 
welche Punkte uns wichtig sind: Entstigmatisierung 
von psychischen Erkrankungen – ja, es ist gut, dass 
wir auch heute wieder über psychische Erkrankun-
gen reden; diese dürfen kein Tabu sein –, Präven-
tion, frühes Handeln – möglichst schon angefangen 
bei den Kleinsten in der Kita oder Schule –, über see-
lische Gesundheit reden. Die Stärkung der Zusam-
menarbeit über Sektorengrenzen hinweg wird 
Thema im Landespsychiatrieplan sein. Auch das 
PsychKG hat dieses Thema und die Stärkung der 
Selbsthilfe zum Fokus. 

Bei dem Thema „Entstigmatisierung“ lassen Sie mich 
eines klar sagen: Die überwältigende Mehrheit der 
Menschen mit psychischen Erkrankungen ist nicht 
gewaltbereit. Im Antrag wird gefordert, „die Hinter-
gründe geschlechts- und herkunftsspezifischer Ge-
walt“ zu untersuchen. Selbstverständlich müssen wir 
jede Form von Gewalt ernst nehmen, insbesondere 
Gewalt gegen Beschäftigte im Gesundheitswesen. 
Aber der Begriff der herkunftsspezifischen Gewalt ist 
problematisch. Was soll das sein?  

(Rodion Bakum [SPD]: Haben wir von euch 
abgeschrieben!) 

Gewalt entsteht nicht durch Herkunft. Gewalt ent-
steht durch Machtstrukturen, durch patriarchale 
Strukturen, durch soziale Krisen, durch Eskalation, 
durch fehlende Prävention. Wenn wir anfangen, Ge-
walt mit Herkunft zu verknüpfen, dann laufen wir Ge-
fahr, ganze Bevölkerungsgruppen unter Generalver-
dacht zu stellen. Gewalt hat keine Herkunft. Gewalt 
hat Ursachen, und genau die müssen wir bekämp-
fen. 

(Rodion Bakum [SPD]: Das stand vor zwei 
Jahren in eurem Antrag! Jetzt wird es albern!) 

Ich fasse es noch einmal zusammen: Im Antrag wer-
den wichtige Herausforderungen betont, aber es 
bleibt zu breit und zu unspezifisch. Es ist gut, dass 
wir ihn im Ausschuss fachlich beraten. Der Überwei-
sung stimmen wir sehr gerne zu. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Thoms. Jetzt sind Sie punktgenau am 
Ende Ihrer Rede angelangt, und wir rufen die Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Bakum auf, der jetzt 
das Wort hat. Bitte schön.  

Rodion Bakum*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Vielen Dank. – Vielen Dank, dass Sie die Zwi-
schenfrage zulassen, Frau Kollegin Thoms. Ich 
möchte gerne von Ihnen wissen, ob Sie der 

Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie und Psycho-
therapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde, also 
der Vereinigung aller Fachleute in Deutschland, den 
Vorwurf machen, sie würden ein Sammelsurium von 
unkonkreten Vorschlägen machen. Denn wir haben 
einfach nur deren Positionspapier in einen Antrag ge-
gossen.  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Bitte schön, 
Frau Kollegin. 

Meral Thoms (GRÜNE): Wenn Sie sich auf das 
PsychKG beziehen, dann möchte ich noch mal beto-
nen, dass sich das Gesetz gerade in der Verbände-
anhörung befindet und die Empfehlungen dabei si-
cherlich berücksichtigt werden. 

(Rodion Bakum [SPD]: Das war nicht meine 
Frage! – Thorsten Klute [SPD]: Genau!) 

Wir werden auch hier im Haus in den Lesungen über 
dieses Gesetz diskutieren, gerne auch noch im Fach-
ausschuss.  

(Rodion Bakum [SPD]: Ja!) 

Ich freue mich schon darauf, Herr Kollege Bakum, 
spezifischer über die einzelnen Themen zu diskutie-
ren, die in dem Antrag sehr breit und unspezifisch 
aufgeführt sind, wie ich erwähnt habe. Noch einmal: 
Bei dem Punkt „Gewalt im Gesundheitswesen“ fehlt 
hier vor allem der Bezug auf die Notaufnahme oder 
den Rettungsdienst. Auf all diese Punkte können wir 
dann noch vertiefend eingehen.  

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN und der 
CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Thoms, auch für die Beantwortung die-
ser Zwischenfrage. – Für die Fraktion der FDP 
spricht jetzt die Abgeordnete Schneider.  

(Rodion Bakum [SPD]: Die Erwartungen sind 
hoch!)  

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! „Lassen Sie sich nicht 
provozieren“ – das war 2019 der wichtigste Rat eines 
Kriminalkommissars auf einer Fortbildungsveranstal-
tung im Haus der Ärzteschaft hier in Düsseldorf. So 
richtig dieser Rat auch ist: Die Gewalt im Gesund-
heitswesen ist seither deutlich gestiegen. Die Hemm-
schwelle für aggressives Verhalten sinkt, die Gewalt-
bereitschaft steigt, die bedrohlichen Situationen häu-
fen sich in den Praxen, in den Krankenhäusern und 
in anderen Einrichtungen. 

Deeskalation wird mittlerweile nicht mehr nur als Zu-
satzqualifikation im Gesundheitswesen angesehen, 
sie hat sich vielmehr zu einer Kernkompetenz 


	1	NRW steht an der Seite der demokratischen Zivilgesellschaft im Iran und der iranischen Mitmenschen in NRW
	2	Schutz durch klare Regeln – sichere soziale Medien jetzt
	3	Gesetz zum Bürokratieabbau durch Errichtung eines nordrhein-westfälischen Normenkontrollrats und durch Stärkung der Clearingstelle Mittelstand
	4	Die Sonderrolle NRWs hat sich nicht bewährt – Analog zum Bund gehört der Bereich ‚Flucht/Migration‘ in die Zuständigkeit des Innenministeriums
	5	Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den ‚Westdeutschen Rundfunk Köln‘, des Landesmediengesetzes Nordrhein-Westfalen und zur Änderung weiterer Gesetze (22. Rundfunkänderungsgesetz)
	6	Kommunen nicht im Stich lassen! – Menschen, die von Obdachlosigkeit und Suchterkrankungen betroffen sind, brauchen Hilfe und Ordnung aus einer Hand
	7	Energieversorgung in Nordrhein-Westfalen krisenfest diversifizieren und Denkverbote überwinden
	8	Konsequente Veröffentlichung von VERA-Ergebnissen
	9	Fragestunde
	10	Tourismus in Nordrhein-Westfalen durch Digitalisierung und Nachhaltigkeit stärken
	11	Prävention bei seelischen Erkrankungen stärken: Gewalttaten verhindern – was NRW jetzt tun kann
	12	Anschluss nicht verpassen – Luftverkehr in Nordrhein-Westfalen wettbewerbsfähig aufstellen
	13	Zukunftsfähige Arbeit in NRW: Fachkräftesicherung mit Konzept – Struktur statt kurzfristiger Symbolpolitik
	14	Sicherheit für Motorradfahrer erhöhen. Mit neuen Fahrbahnmarkierungen zu weniger Unfällen.
	15	Ältere Menschen wirksam vor Kriminalität schützen – Strafverfolgung und Prävention stärken, Opferschutz ausbauen
	16	Sportstättenförderung zielgerichtet einsetzen – Landesweiten Sportstättenmonitor für Nordrhein-Westfalen einrichten!
	17	Siebtes Gesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen
	18	Die Kinderschutzambulanzen als eine Säule im Kinderschutzsystem stärken und Betroffene entlasten.
	19	NRW muss funktionieren! Verlässlichen Ganztag an Förderschulen sicherstellen: Mehr Fachkräfte für Bildung, Betreuung und Teilhabe an Schulen mit Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ und „Körperlich-motorische Entwicklung“
	20	Gesetz zur Änderung von Vorschriften über die Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse und über die weitere Entwicklung der Gesundheitsfachberufe
	21	Sechstes Gesetz zur Änderung des Landesbetreuungsgesetzes Nordrhein-Westfalen
	22	Gesetz zur Änderung des Archivgesetzes NRW und des Kulturgesetzbuches
	23	Für Tierschutz, Tierheime sowie die Stärkung verantwortungsvoller Hundehalterinnen und -halter: Einen Sachkundenachweis in NRW verbindlich einführen
	24	Energiewende ohne Flächenkonflikte – Nordrhein-Westfalen braucht mehr innovative Photovoltaik-Konzepte
	25	Ergebnisbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über den Jahresbericht 2023
	26	Mitteilung nach § 6 Abs. 5 des Abgeordnetengesetzes NRW
	27	Wahl eines ordentlichen und eines stellvertretenden Mitglieds in den Stiftungsrat der „Stiftung Wohlfahrtspflege NRW“
	28	Wahl eines stellvertretenden Mitglieds in das Kontrollgremium gemäß § 23 des Gesetzes über den Verfassungsschutz in Nordrhein-Westfalen
	29	Wahl eines Beisitzers sowie einer stellvertretenden Beisitzerin in den Landeswahlausschuss
	30	Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des Kuratoriums der Stiftung „Haus der Geschichte Nordrhein-Westfalen“
	31	Wahl eines stellvertretenden Mitglieds in den Parlamentarischen Untersuchungsausschuss III „Brückendesaster und Infrastrukturstau“
	32	Über- und außerplanmäßige Ausgaben im III. Quartal des Haushaltsjahres 2025 ab 25.000 Euro
	33	Über- und außerplanmäßige Ausgaben im IV. Quartal des Haushaltsjahres 2025 ab 25.000 Euro und über- und außerplanmäßige Ausgaben unter 25.000 Euro des Haushaltsjahres 2025
	34	In den Ausschüssen erledigte Anträge
	35	Beschlüsse zu Petitionen

